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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Verschiedentlich – etwa im Rahmen des Föderalismusmonitorings – hatten Kantone
und Kantonskonferenzen die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
bemängelt. Mit einem konkreten Projekt will die Konferenz der Kantonsregierungen
(KdK) einen neuen Schritt hin zu einer weiteren Entflechtung vor allem der
Verbundaufgaben unternehmen. Nach der ersten, im Rahmen der NFA-Reform 2008
durchgeführten eindeutigen Zuweisung der Aufgaben zum Bund oder zu den Kantonen,
waren eine Reihe dieser Verbundaufgaben, die von beiden Partnern gleichzeitig erfüllt
werden, übrig geblieben. 2014 war von den Räten eine Motion angenommen worden,
mit der die Regierung den Auftrag erhielt, diese Verbundaufgaben und eine mögliche
weitere Entflechtung zu überprüfen. Die KdK wollte dieses Anliegen unterstützen und
wies darauf hin, dass seit 2008 bereits wieder neue Verflechtungen zu beobachten
seien. Zudem müsse der Tendenz zu Zentralisierung und Lastenabwälzung Einhalt
geboten werden. Ende Juni legte die KdK ein konkretes Positionspapier vor, mit dem
die Stellungnahmen verschiedener Kantone zusammengefasst wurden. Gefordert wurde
weniger eine Entflechtung als vielmehr eine Verbesserung der fiskalischen Äquivalenz:
Wer bezahlt, soll auch entscheiden und profitieren können. Wo dies nicht (mehr) der
Fall ist, verlangen die Kantone eine höhere finanzielle Beteiligung des Bundes. Als
konkretes Beispiel dienten etwa die Vorgaben des Bundes für Sportunterricht an der
Schule: Bildungspolitik ist eigentlich eine Domäne der Kantone; weil der Bund in diesem
konkreten Fall allerdings in die Kantonshoheit eingreift, soll er sich bei der Umsetzung
angemessen finanziell beteiligen. Besonders weit auseinander klaffe der
Entscheidungs- und Finanzierungsspielraum im Gesundheits- und Pflegebereich. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.06.2016
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Stellungnahme zur Rolle der Schweiz im
europäischen Integrationsprozess. An der Delegiertenversammlung in Bern wurde in
der Diskussion mehrheitlich gegen die als umweltschutzfeindlich und zentralistisch
kritisierte Politik der EG votiert, ohne dass dazu allerdings ein formeller Beschluss
gefasst wurde. In einer Resolution sprachen sich die Delegierten für ein Europa der
Regionen als implizites Gegenmodell zur EG aus. Darin müssten die kulturelle Vielfalt,
die Selbstbestimmung und die demokratischen Rechte erhalten und gefördert
werden. Dabei sei das Prinzip der internationalen Solidarität zwischen der weltweiten
Völkergemeinschaft zu achten und ein weitsichtiges Handeln anzustreben, welches
nicht auf kurzfristige wirtschaftliche Vorteile ausgerichtet ist. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Liberale Parteien

Im Wahljahr 95 unterstrichen die Liberalen den europa- und wirtschaftspolitischen
Offensivgeist der Partei und wiederholten ihre Forderungen nach Revitalisierung und
Deregulierung. Unter anderem sprachen sie sich für die Aufhebung der direkten
Bundessteuer und für eine Reform des Föderalismus aus. EU-Beitrittsverhandlungen
forderte die LP noch für die Ende Jahr begonnene Legislaturperiode. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.1995
EVA MÜLLER

1) Positionspapier KdK vom 24.6.2016; NZZ, 25.1., 20.4., 25.6., 21.7.16
2) Presse vom 23.4.90
3) LPS (1995). Die liberalen Grundsätze für die Legislaturperiode 1995-1999; Presse vom 28.8.95
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